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508. Bundesgesetz: Änderung des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes (AHStG) und des

Kunsthochschul-Studiengesetzes (KHStG)
(NR: GP XIX RV 144 AB 275 S. 47. BR: AB 5075 S. 603.)

509. Bundesgesetz: Änderung des Universitäts-Organisationsgesetzes
(NR: GP XIX AB 276 S. 47. BR: AB 5076 S. 603.)

510. Bundesgesetz: Änderung des Kunsthochschul-Organisationsgesetzes
(NR: GP XIX AB 277 S. 47. BR: AB 5077 S. 603.)

511. Bundesgesetz: Änderung des Akademie-Organisationsgesetzes
(NR: GP XIX AB 278 S. 47. BR: AB 5078 S. 603.)

512. Bundesgesetz: Änderung des Bundesgesetzes über technische Studienrichtungen
(NR: GP XIX RV 231 AB 281 S. 47. BR: AB 5079 S. 603.)

513. Bundesgesetz: Änderung des Studienförderungsgesetzes 1992
(NR: GP XIX RV 161 AB 279 S. 47. BR: AB 5080 S. 603.)

508. Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine Hochschul-Studiengesetz (AHStG) und das
Kunsthochschul-Studiengesetz (KHStG) geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Allgemeine Hochschul-Studiengesetz (AHStG), BGBl. Nr. 177/1966, zuletzt geändert durch

das Bundesgesetz BGBl. Nr. 297/1995, wird wie folgt geändert:
1. In §7 Abs. l lit. a wird das Wort „vier" ersetzt durch „fünf"
2. Im §7 Abs. l lit. aZ4 wird der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 5 angefügt:

„5. Besitz einer Urkunde über den Abschluß eines fachlich einschlägigen ordentlichen Studiums
auf Grund des Kunsthochschul-Studiengesetzes oder eines fachlich einschlägigen Studiums
an einer anerkannten ausländischen Hochschule künstlerischer Richtung."

3. §15 Abs. 2 erster Satz lautet:
„Die Studienordnungen haben die Hochschulen (Fakultäten) zu bezeichnen, denen nach Maßgabe

der ihnen anvertrauten Gebiete der Wissenschaften die Einrichtung der ordentlichen Studien, allenfalls
auch als Fernstudien, obliegt."

4. §17 Abs. 1 erster Satz lautet:
„Die Erlassung und Abänderung des Studienplanes, allenfalls auch für Fernstudien, fallen in den

selbständigen Wirkungsbereich der Hochschulen."
5. In §17 Abs. 2 lit. f wird der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende lit. g angefügt:

,,g) die Fernstudieneinheiten, die allenfalls die Studien gemäß lit. a bis f ersetzen."
6. In §32 wird das Wort „Erfolg" ersetzt durch „positive Beurteilung, insbesondere durch die Ver-

wendung unerlaubter Hilfsmittel,"
7 In §32 wird folgender zweiter Satz eingefügt:

„Wurde eine positive Beurteilung für ungültig erklärt, ist die betreffende Prüfung auf die Zahl der
zulässigen Wiederholungen anzurechnen."

8. Nach §39 wird folgender §39a eingefügt:
„§39a. Strafbestimmungen
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(1) Wer einen oder mehrere der in § 35 Abs. l, § 35a Abs. l und § 36 Abs. l genannten akademi-
schen Grade unberechtigt verleiht oder vermittelt, begeht eine Verwaltungsübertretung, die mit Geld-
strafe von 10 000 S bis 200 000 S zu bestrafen ist.

(2) Wer eine dem inländischen Universitäts- oder Hochschulwesen eigentümliche Bezeichnung
oder den inländischen akademischen Graden oder Titeln ähnliche Bezeichnung unberechtigt führt, ver-
leiht oder vermittelt, begeht eine Verwaltungsübertretung, die mit Geldstrafe von 10 000 S bis 200 000 S
zu bestrafen ist.

(3) Wer eine dem ausländischen Universitäts- oder Hochschulwesen eigentümliche Bezeichnung
oder den ausländischen akademischen Graden oder Titeln gleiche oder ähnliche Bezeichnung unbe-
rechtigt führt, verleiht oder vermittelt, begeht eine Verwaltungsübertretung, die mit Geldstrafe von
10 000 S bis 200 000 S zu bestrafen ist.

(4) Auch der Versuch gemäß Abs. l bis Abs. 3 ist strafbar.
(5) Unberechtigt im Sinne der vorstehenden Absätze ist die Verleihung, Vermittlung oder Füh-

rung insbesondere dann, wenn der akademische Grad oder Titel, die gleiche oder ähnliche Bezeich-
nung

1. von einer Institution stammt, die einer inländischen Hochschule nicht gleichwertig ist, oder
2. von einer Institution stammt, die vom Sitzland nicht als Hochschule anerkannt ist, oder
3. nicht auf Grund entsprechender Studien- und Prüfungsleistungen oder wissenschaftlicher Lei-

stungen erworben wird."
9. Dem §45 wird folgender Abs. 19 angefügt:
„(19) Der § 7 Abs. l lit. a, der § 15 Abs. 2, der § 17 Abs. l und 2, der § 39a und der § 45 Abs. 19 in der

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr.508/1995 treten mit I.Juli 1995 in Kraft."

Artikel II
Das Kunsthochschul-Studiengesetz (KHStG), BGBl. Nr. 187/1983, zuletzt geändert durch das

Bundesgesetz BGBl. Nr. 297/1995, wird wie folgt geändert:
1. In §41 wird das Wort „Erfolg" ersetzt durch „positive Beurteilung, insbesondere durch die Ver-

wendung unerlaubter Hilfsmittel,"
2. In §41 wird folgender zweiter Satz eingefügt:

„Wurde eine positive Beurteilung für ungültig erklärt, ist die betreffende Prüfung auf die Zahl der
zulässigen Wiederholungen anzurechnen."

Klestil

Vranitzky

509. Bundesgesetz, mit dem das Universitäts-Organisationsgesetz geändert wird
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Universitäts-Organisationsgesetz, BGBl. Nr. 258/1975, in der Fassung des Bundesgesetzes

BGBl. Nr. 297/1995 wird wie folgt geändert:
Im § 33 Abs. l wird folgender Satz angefügt:

„Die Bestellung von Gastprofessoren kann mit Genehmigung des Bundesministers für Wissenschaft,
Forschung und Kunst bis zu einer Gesamtdauer von höchstens 16 Semestern verlängert werden, wenn
dies zur Aufrechterhaltung des Lehr- und Prüfungsbetriebes in den Pflicht- und Wahlfächern erforder-
lich ist."

Artikeln
(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1.September 1995 in Kraft.
(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für Wissenschaft, Forschung

und Kunst betraut.

Klestil

Vranitzky
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510. Bundesgesetz, mit dem das Kunsthochschul-Organisationsgesetz geändert wird
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Kunsthochschul-Organisationsgesetz, BGBl. Nr. 54/1970, in der Fassung des Bundesgesetzes

BGBl. Nr. 297/1995 wird wie folgt geändert:
Im §9 Abs. 1 Z 5 wird angefügt:

„Die Einladung als Gastprofessor kann mit Genehmigung des Bundesministers für Wissenschaft, For-
schung und Kunst bis zu einer Gesamtdauer von höchstens 16 Semestern verlängert werden, wenn der
betreffende Gastprofessor zum Klassenleiter bestellt ist. Mit der Erteilung der Genehmigung des Bun-
desministers für Wissenschaft, Forschung und Kunst zur Verlängerung der Einladung des Gastprofes-
sors gilt auch dessen Bestellung zum Klassenleiter als verlängert."

Artikel II
(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1.September 1995 in Kraft.
(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für Wissenschaft, Forschung

und Kunst betraut.

Klestil

Vranitzky

511. Bundesgesetz, mit dem das Akademie-Organisationsgesetz geändert wird
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Akademie-Organisationsgesetz, BGBl. Nr. 25/1988, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.

Nr. 297/1995 wird wie folgt geändert:
Im §16 Abs. l wird angefügt:

„Die Einladung als Gastprofessor kann mit Genehmigung des Bundesministers für Wissenschaft, For-
schung und Kunst bis zu einer Gesamtdauer von höchstens 16 Semestern verlängert werden, wenn der
betreffende Gastprofessor zum Leiter einer Meisterschule oder eines Instituts bestellt ist. Mit der Ertei-
lung der Genehmigung des Bundesministers für Wissenschaft, Forschung und Kunst zur Verlängerung
der Einladung des Gastprofessors gilt auch dessen Bestellung zum Leiter der Meisterschule oder des
Instituts als verlängert."

Artikeln
(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. September 1995 in Kraft.
(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für Wissenschaft, Forschung

und Kunst betraut.

Klestil

Vranitzky

512. Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über technische Studienrichtungen geändert
wird

Der Nationalrat hat beschlossen:
Das Bundesgesetz über technische Studienrichtungen (Tech-StG 1990), BGBl. Nr. 373/1990,

zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 524/1993, wird wie folgt geändert:
1. Dem §4 Abs. l ZI6 wird folgende Z17 angefügt:
„17 Mechatronik"
2. Am Ende des I. Abschnittes der Anlage wird nach „8. freie Wahlfächer im Umfang von

15 Wochenstunden" angefügt:
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„MECHATRONIK

Erste Diplomprüfung:
1. Mathematik
2. Informatik
3. Physik
4. Mechanik
5. Maschinenbau
6. Elektrotechnik
7 weitere Pflichtfächer bzw Wahlfächer nach Maßgabe der Studienordnung aus dem Bereich der

Mechatronik sowie aus Grundlagen- und Ergänzungsfachgebieten, deren Kenntnis zur Errei-
chung der Studienziele in der Studienrichtung Mechatronik erforderlich ist

Zweite Diplomprüfung:
1. Angewandte Mathematik
2. Informatik
3. Mechanik
4. Maschinenbau
5. Elektronik
6. Automationstechnik
7 weitere Pflichtfächer nach Maßgabe der Studienordnung aus den Grundlagen-, Anwendungs-,

Vertiefungs- und Ergänzungsfachgebieten, deren Kenntnis zur Erreichung der Studienziele in
der Studienrichtung Mechatronik erforderlich ist

8. gebundene Wahlfächer nach Maßgabe der Studienordnung aus Anwendungs-, Vertiefungs-
und Ergänzungsfachgebieten, deren Kenntnis der Erreichung der Studienziele in der Studien-
richtung Mechatronik und deren allfälliger Studienzweige dienen

9. freie Wahlfächer im Umfang von 15 Wochenstunden"
3. Dem §21 wird folgender Abs. 4 angefügt:
„(4) § 4 Abs. l und die Anlage in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 512/1995 treten mit

1. September 1995 in Kraft."

Klestil

Vranitzky

513. Bundesgesetz, mit dem das Studienförderungsgesetz 1992 geändert wird
Der Nationalrat hat beschlossen:
Das Studienförderungsgesetz 1992, BGBl. Nr. 305, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.

Nr. 619/1994, wird wie folgt geändert:
1. §27 Abs.1 lautet:
„(1) Die Höchststudienbeihilfe beträgt monatlich 8 800 S für Studierende, die sich vor der ersten

Zuerkennung von Studienbeihilfe durch Einkünfte im Sinne dieses Bundesgesetzes mindestens vier
Jahre zur Gänze selbst erhalten haben."

2. §28 lautet:

„Höchststudienbeihilfe für verheiratete Studierende
§ 28. Die Höchststudienbeihilfe beträgt monatlich 9 400 S für verheiratete Studierende und für Stu-

dierende, die zur Pflege und Erziehung mindestens eines Kindes gesetzlich verpflichtet sind."
3. § 39 Abs. 4 lautet:
„(4) Für die Anträge sind Formblätter zu verwenden, die der Bundesminister für Wissenschaft,

Forschung und Kunst im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Unterricht und kulturelle Ange-
legenheiten und dem Bundesminister für Gesundheit und Konsumentenschutz durch Verordnung fest-
zulegen hat. Die Formblätter haben Hinweise auf die gemäß § 40 vorzunehmende Datenübermittlung
zu enthalten. Die Verordnung ist durch Auflegen im Bundesministerium für Wissenschaft, Forschung
und Kunst kundzumachen. Die Tatsache des erfolgten Auflegens sowie der Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens sind vom Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Kunst gemäß § 2 Abs. 2 des Bundesge-
setzes über das Bundesgesetzblatt 1985, BGBl. Nr. 200, im Bundesgesetzblatt kundzumachen."
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4. §40 Abs. 1 lautet:
„(1) Personen, deren Einkommen zur Ermittlung der sozialen Bedürftigkeit nachzuweisen ist,

haben dem Beihilfenwerber die erforderlichen Nachweise zur Verfügung zu stellen oder auf Verlan-
gen den im Studienbeihilfenverfahren tätigen Behörden die für den Anspruch auf Studienbeihilfe
bedeutsamen Umstände bekanntzugeben. Ist dem Studierenden die Beibringung der notwendigen
Unterlagen nicht möglich oder nicht zumutbar, sind sie auf seinen Antrag von der Studienbeihilfenbe-
hörde beizuschaffen. Die Träger der Sozialversicherung (deren Hauptverband) haben über Ersuchen
der im Studienbeihilfenverfahren tätigen Behörden im Einzelfall die Arbeitgeber und die Sozialversi-
cherungsnummer von Personen, deren Einkommen zur Ermittlung der sozialen Bedürftigkeit nachzu-
weisen sind, bekanntzugeben. Den Trägern der Sozialversicherung ist auf Anfrage in Angelegenheiten
der freiwilligen Selbstversicherung von Studierenden die Tatsache der gewährten Studienbeihilfe von
der Studienbeihilfenbehörde mitzuteilen."

5. An §40 werden folgende Absätze 5 bis 9 angefügt:
„(5) Im Verfahren zur Gewährung von Förderungsmaßnahmen nach dem Studienförderungsge-

setz ist die Studienbeihilfenbehörde berechtigt, die hiefür notwendigen personenbezogenen Daten
der Personen, deren Einkommen zur Ermittlung der sozialen Bedürftigkeit nachzuweisen ist, automa-
tionsunterstützt zu ermitteln und zu verarbeiten. Das sind folgende Daten:

1. Name, Titel, Anschrift und Telefonnummer,
2. Geburtsdatum und Versicherungsnummer gemäß § 31 des Allgemeinen Sozialversicherungsge-

setzes,
3. Staatsbürgerschaft,
4. Familienstand und Geschlecht,
5. Beruf bzw. Tätigkeit,
6. Name und Anschrift des Dienstgebers,
7 die für die Ermittlung der Studienbeihilfe erforderlichen Daten des Einkommens im Sinne des

§8 Abs. l,
' 8. Studiennachweise des Beihilfenwerbers,

9. Bank und Kontonummer des Beihilfenwerbers.
(6) Die folgenden Einrichtungen haben der Studienbeihilfenbehörde auf Anfrage die zur Über-

prüfung der Anspruchsvoraussetzungen notwendigen und in ihrem Bereich verfügbaren Daten über
Einkommen nach diesem Bundesgesetz (§§8 bis 10), wenn möglich im automationsunterstützten
Datenverkehr, zu übermitteln:

1. die Abgabenbehörden des Bundes,
2. die Träger der Sozialversicherung,
3. das Arbeitsmarktservice,
4. die Bundessozialämter.
(7) Die im § 3 Abs. l genannten Einrichtungen haben der Studienbeihilfenbehörde auf Anfrage die

zur Überprüfung der Anspruchsvoraussetzungen notwendigen und in ihrem Bereich verfügbaren
Daten über Studiennachweise (§§20 bis 25a), wenn möglich im automationsunterstützten Datenver-
kehr, zu übermitteln.

(8) Die Beschreibung der Daten, der Beginn und die Durchführung des automationsunterstützten
Datenverkehrs gemäß Abs. 6 und 7 sind vom Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Kunst
im Einvernehmen mit dem für die jeweilige Einrichtung zuständigen Bundesminister nach Maßgabe
der technischen und organisatorischen Möglichkeiten durch Verordnung zu bestimmen.

(9) Der Studienbeihilfenbehörde sind Verknüpfungen der nach Abs. 5 bis 7 ermittelten Daten
gestattet."

6. §52 lautet:

„Fahrtkostenbeihilfe
§ 52. (1) Studienbeihilfenbezieher haben ab dem auf die Vollendung des 27 Lebensjahres folgen-

den Semester (Ausbildungsjahr) Anspruch auf eine Fahrtkostenbeihilfe von monatlich 300 S.
(2) Studienbeihilfenbezieher gemäß § 26 Abs. 2, deren soziale Lage unter Berücksichtigung des

elterlichen Einkommens zu beurteilen ist, haben bis zu dem Monat, in dem sie das 27 Lebensjahr voll-
enden, Anspruch auf eine Fahrtkostenbeihilfe von monatlich 100 S, sofern die Entfernung zwischen der
Gemeinde, in der sich der Wohnsitz der Eltern befindet, und der Gemeinde des Studienortes 200km
übersteigt. Bei einer Entfernung von mehr als 300km beträgt die Fahrtkostenbeihilfe monatlich
180 S und bei einer Entfernung von mehr als 500 km 300 S monatlich. Leben die Eltern nicht im gemein-
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samen Haushalt, so ist der Wohnsitz jenes Elternteils maßgebend, mit dem der Studierende zuletzt im
gemeinsamen Haushalt gelebt hat. Maßgeblich ist die kürzeste Wegstrecke mit öffentlichen Verkehrs-
mitteln, Verkehrt kein öffentliches Verkehrsmittel, so ist die kürzeste Straßenverbindung maßgeblich.

(3) Fahrtkostenbeihilfen werden jährlich für höchstens zehn Monate zuerkannt und gemeinsam
mit der Studienbeihilfe ausbezahlt, ohne daß es eines eigenen Antrages bedarf.

(4) Der zuständige Bundesminister hat durch Verordnung festzulegen, für welche Gemeinden die
Voraussetzungen des Abs. 2 zutreffen.

(5) Für die Rückzahlung von Fahrtkostenbeihilfe ist § 51 sinngemäß anzuwenden."
7 §75 Abs. 2 lautet:
„(2) An Studienbeihilfenbezieher, die am 1. Mai 1995 auf Grund eines rechtskräftigen Bescheides

Anspruch auf Studienbeihilfe haben, ist die Studienbeihilfe ab diesem Zeitpunkt unter Berücksichti-
gung der geänderten Höhe der Familienbeihilfe auszubezahlen, ohne daß es hiezu eines Erhöhungsan-
trages.bedarf."

8. An § 78 wird folgender Abs. 6 angefügt:
„(6) Der § 27 Abs. l, der § 28, der § 39 Abs. 4, der § 40 Abs. 1,5,6 und 7, der § 52 und der § 78 Abs. 6

in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr.513/1995 treten mit 1.September 1995 in Kraft."

Klestil

Vranitzky

Druck der österreichischen Staatsdruckerei


